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Die AUfeaacia« Ortafcnnkca*
te Pteüjcrf L 8. nett für
einen tüchtigen

Angestellten.
Anfangsgehalt 1450 bis 1600 Mk.

Desgleichen jüngeren

Hilfsarbeiter.
Angebote aofort erbeten. [*¦•

Boreanvorsteher
23 Jahre alt, verh., durchaus firm

in all. vork. Arbeiten, Stenogr. u.

Maschinenschr., perfekt im Be¬
arbeiten von Kosten- u. Zwangs-
vollstreckungss., sow. im Anfert.

von Klagen u. kl. Schrifts., Aufn.

von Informat, sucht Stellung per
f. Februar oder später. Gehalt

nach Obereink. Offerten unter
M. K. 521 an die Expedition erbet.

Allgemeine Ortskraokenkasse Velbert (Rheinl.)
sucht zum baldigsten Antritt, spätestens
15. Februar er. einen tüchtigen und zuverlässigen

offeriert den Mitgliedern dea
V. d. B. D. mit 10 Pro«. Rabatt

===== frei Ins Hans
ulenweg aar Dleastaa a. Preltag

MaakoUn and Treptow Ufltcfc

Friedrich Dänmler
Landbrotbickerei [«»

NeokOlIn, Stelnmetzatr. 111.

A.E.LANGE
laadaglst :: Optiker
Berlin,Brunnenstr.167

tlleher Kraakra-

R. Arnold, h

Optiker
Berlin NO, Neue Königatr. 42

(am Aiexanderolatz).
¦sj, F1UÄie. =_=

Welftenaee, Berliner Allee 241.

Lieferant sämtlicher Krankenkassen
Berlins und Vororte.

C. SCHUBERT
Optiker and BandagJst

Neukölln. Bergstraße 148
Ucferaat amtlicher Krinfrsass—IB

<3

Optisches Institut

A. LflckemBcker
BemnH.SchODtiaiiserAIleel36

Bureaubeamten
(fctt

Lieferant für Krankenkassen« f1Tt

C. Streu, Optiker
Berlin, (kfinar Vag 94.
fWftfjni für KfioktnlUafTcfL.

der im Kranken- und Invalidenversicherungswesen durchaus
vertraut, möglichst stenographiekundig und in der Be¬
arbeitung von Statistiken erfahren sein muß. Mitgliederzahl
ca. 1t 000, zugleich Einzugsstelle für die Invalidenversicherung.
Nach dreimonatlicher Probezeit erfolgt definitive Anstellung
mit Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürsorge
nach den Bestimmungen derRuhegehaltskasse und Witwen-
und Waisenversorgungsanstalt der Kommunalbeamten der
Rheinprovinz, an welche die diesseitige Kasse angeschlossen
ist. Bewerber wollen Gesuche mit Lebenslauf, Zeugnis¬
abschriften u. Gehaltsansprüchen bis 25. Januarer. einreichen.

Wir suchen zum baldigen Eintritt

Zwei Angestellte
i StJ

die mit den Arbeiten für die Kranken- und Invaliden¬
versicherung gut vertraut sein müssen und flott, sidier
und selbständig arbeiten können. Bezahlung erfolgt nach
Obereinkunft, jedoch nicht unter Tarif. Nur Bewerber
mit guten Zeugnissen, die ihre fachliche Befähigung nach¬
weisen, können berücksichtigt werden. Die Kasse ist
Einzugsstelle für die Invalidenversicherung. Original¬
zeugnisse sind zunächst nicht einzureichen.

allgemeine OrhtrniiteefcBse für den Stoflttrcis (Meli

Die Allgemeine Ortskrankenkasse Weimar sucht
zum möglichst sofortigen Antritt einen nicht zu jungen,
erfahrenen [*••

^^= Beamten ^^=
für das Meldewesen and die Statistik.

Angebote mit Gehaltsansprüchen sind zu richten an denVor¬
sitzenden Maurermeister Artur Menzel, Schwanseestr. 65.

Allgemeine Ortskronkenkosse der Stadt Arnstadt.

516i Jüngerer Beamter
mit dem Einzugsverfahren vertraut, zum sofortigen
Antritt gesucht. Ausführliche Bewerbungen mit Gehalts¬

ansprüchen bis zum 20. Januar 1914 erbeten an den
Vorstand der Allgemeinen Ortskrankenkasse.

Bei der unterzeichneten M?Yll£*flif*n'at~£1"fl
Kasse ist die Stelle eines *^A|fCUICUICM
sofort zu besetzen. Es wollen sich Bewerber melden, welche im
Versicherungswesen tätig gewesen sind, ferner wird Stenographie
und Maschinenschreiben verlangt. Alter nicht unter 18 Jahren.
Bewerber wollen sich unter Angabe ihrer bisherigen Tätigkeit und
unter Überreichung eines Lebenslaufes bei dem unterzeichneten
Vorstand melden.

Der Vorstand der Allgemeinen Orftkraiikenkone
'"i fflr den Stadtbezirk Grimma.

Fsrtsetzi ¦te sef Satte 3
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Die Wohnung in ihrem Einfluß auf Krankheit
und Sterblichkeit

Im Sammelwerk „Krankheit und soziale Lage44
erörtert eingehend der Professor der Hygiene
Wernicke-Posen die wichtige und interessante

Frage des Einflusses der Wohnung auf Krank¬
heit und Sterblichkeit.

Der Verfasser gibt zuerst einen kurzen Über¬
blick über die Wohnungshygiene im allgemeinen.

Welche hygienischen Forderungen sind an

eine Wohnung zu stellen?

„Unsere Wohnung44 — sagt Prof. Wernicke —

„soll in erster Linie ein künstliches angenehmes,
gleichmäßiges Klima schaffen, das uns schützt
vor den Unbilden der Witterung, vor Frost und

Hitze, Sturm und Regen, Trockenheit und Nässe,
Staub, Ruß und Rauch. In unserer Wohnung
sollen aber auch die wichtigsten hygienischen Fak¬
toren: gute Luft und reichliches Licht neben ange¬
nehmer Wärme vorhanden sein

. . . Dem modernen
Menschen soll das Haus die richtige und leichte

Möglichkeit der zahllosen Beschäftigungsarten ge¬
währen und nach der Arbeit Ruhe, Behaglichkeit
und Zweckmäßigkeit für die Bereitung der Speisen,
für das Wohnen und das Schlafen

.. . Nur unter

solcher Voraussetzung kann eine Erziehung der
Kinder zu körperlich und moralisch tüchtigen
Menschen erfolgen, kann der Familiensinn sich
entwickeln und damit den drei größten Übeln
der Gegenwart, dem Alkoholismus, der Tuber¬
kulose und der Syphilis, gesteuert werden.44

Gegonwärtig aber wohnt die bei weitem

größte Zahl aller Menschen in unzureichenden,
überfüllten und ungesunden Wohnungen.

Als Teilnehmer an Wohnungsenqueten hatte
Professor Wernicke die Gelegenheit, die elendesten

Wohnungsverhältnisse zu beobachten. Der Ver¬
fasser sagt: „Wenn man solches Wohnungselend
und solche Wohnungsnot gesehen hat, dann
wundert man sich nicht mehr darüber, daß Krank¬
heiten aller Art in schlechten Wohnungen sich
so häufig finden, daß der Alkoholismus, die Syphilis,
<lie Tuberkulose in solchen Wohnungen grassieren,
laß das sittliche Niveau der Bewohner auf einer
so niedrigen Stufe steht, sondern man wundert
ich vielmehr, daß es Menschen überhaupt mög¬

lich ist, in solchen Wohnungen zu leben und noch
Arbeit zu leisten.44

Tatsächlich ist die Wohnung für zahllose
Menschen in allen Ländern der Welt nicht ein
Hort der Gesundheit, sondern eine Ursache von

Krankheiten.
Eine besonders häufige Ursache für eine

ungesunde Beschaffenheit der Wohnung stellt
die Wohnungsfeuchtigkeit dar. Die Ursachen der

Wohnungsfeuchtigkeit sind mannigfache. Die

Wohnungsnässe entsteht häufig dadurch, daß die
Fundamente und untere Gebäudeteile gegen die

Bodenfeuchtigkeit nicht genügend geschützt sind,
daß ungeeignetes Baumaterial verwendet wird,
durch Mängel in der Benutzung und Unterhaltung
des Hauses, wie z. B. undichte Dächer, defekte

Regenrohre, Wasserleitungsrohre usw.

Wohnungsfeuchtigkeit entsteht auch, wenn in
den Wohnräumen gekocht, gewaschen, geplättet
wird, ohne daß für einen hinreichenden Abzug
des Wasserdampfes gesorgt wird. Die Feuchtig¬
keit in geringem Grade macht sich bemerkbar
durch nasse Flecke an Wänden und Decken, in

höherem Grade werden die Wände weithin naß.
Auf der Tapete tritt Schimmel auf, der Putz
fällt von der Wand ab. Die Holzdielen verfaulen,
der Füllboden verursacht modrige Gerüche. Die

Betten, ebenso die Kleider werden feucht und

fangen an zu schimmeln; eiserne Gegenstände
werden rostig usw. Die Luft in solcher Wohnung
ist dumpf und feucht. Die Wohnungsfeuchtigkeit
wirkt auf den Körper wärmeentziehend und führt
zu Erkältungen. Die Erkältung bildet vielfach
die Grundlage für Erkrankungen: Muskel- und

Gelenkrheumatismus, Neuralgien, Katarrhe der

Atmungsorgane. Bei Bewohnern von feuchten

Wohnungen sind häufig Blutarmut, Neigung zu

Kopfschmerzen, Appetitlosigkeit, gedunsenes Aus¬

sehen, blasse Gesichtsfarbe zu beobachten. Be¬
stehende Leiden werden durch die feuchte Woh¬

nung meist verschlimmert.

Die Wohnungsnässe vereinigt sich meisten¬
teils in den Wohnungen der ärmeren Bevölkerung
mit einem Mangel an Luft und Licht und sonstigen
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hygienischen Schädlichkeiten, welche die Be¬

heizung, Beleuchtung, Wasserversorgung und

Entfernung der Abfallstoffe betreffen. Derartige
Wohnungsverhältnisse fordern bei einer Epidemie
die meisten Opfer.

Einen sehr schädlichen Einfluß üben auf die
Gesundheit der Bewohner auch die meisten Keller-

wohnungen aus. Die Schädlichkeit der Keller¬

wohnungen beruht auf ihrem Mangel an Licht
und Ventilation, auf dem Zuströmen der Boden¬

gase zu ihnen, namentlich der Kohlensäure, und

auf dem hohen Feuchtigkeitsgehalt der Wände.
Nach Dr. Friedl sind die Kellerbewohner einer
chronischen Kohlensäureintoxikation ausgesetzt,
die den Körper gegen Krankheiten alier Art

weniger widerstandsfähig macht. Direktes Sonnen¬
licht kommt nur äußerst selten in diese Wohnungen.
Der Stoffwechsel wird durch den Lichtmangel ver¬

langsamt. Das Licht wirkt auch auf die Atmungs¬
tätigkeit; in lebhaftem Lichte wird sie beschleunigt,
verlangsamt dagegen in mangelhaft erleuchteten
Räumen. Die Folge davon ist, daß die Ventilation
der Lungen eine geringere und die Entstehung
von Lungenschwindsucht in dunkeln Räumen be¬

günstigt wird. Ein besonderer Mangel der Keller¬

wohnungen besteht in der großen Leichtigkeit
des Eindringens von Staub und Schmutz von der
Straße her. Und schließlich leiden die Keller¬
bewohner auch noch daran, daß der Lärm der
Straße und die Erschütterungen des Wagenver¬
kehrs durch die Bodenleitung die Kellerwohnungen
besonders treffen; dadurch wird die Ruhe gestört
und die Nerven der Bewohner werden stark an¬

gegriffen. Die Statistik weist für Kellerwohnungen
eine erhöhte Erkrankungs- und Sterblichkeits¬
ziffer auf. Nach Dr. Friedl bewirken die Keller¬
wohnungen die Entwicklung und Weiterver¬

breitung epidemischer Krankheiten, wie Masern,
Keuchhusten, Krupp, Diphtherie, Scharlach, Fleck¬

typhus u. a. m. In den feuchten Kellerwohnungen
heilen Krankheiten viel schwerer als in den licht-
und luftreichen Räumen der oberen Geschosse
des Hauses.

Auch durch unzweckmäßige Heizeinrichtungen
können für die Bewohner mancherlei gesundheits¬
schädliche Gefahren entstehen. Die Krankheits¬

erscheinungen, die die Einatmung schon geringer
Mengen von Kohlendunst erzeugen, bestehen in

Kopfweh, Schwindel, Schläfrigkeit, Mattigkeit und
Müdigkeit. Der Verfasser sagt: „Auch die kleinen
Mengen von Kohlenoxyd in der Luft der Proletarier¬
wohnungen, die infolge der meist mangelhatten
Heiz- und Kochanlagt-n sich in der Wohnungsluft
häufig finden, dürften mit Anlaß sein für die
Blutarmut, Schlaffheit, blasses Aussehen und
Körperschwäche, die so oft bei den Menschen in
schlechten Wohnungen sich einstellen.44 Die Be¬
schaffenheit der Wohnungsluft ist für die Er¬
haltung der Gesundheit von großer. Bedeutung.
Häufig wird die Stubenluft durch Unreinlichkeit,
durch Staub, Dämpfe, künstliche Beleuchtung,
durch Menschenüberfüllung erheblich ver¬

schlechtert. Während der Aufenthalt im Freien,
in frischer Luft die Haut und den Körper stärkt,
bedingt der langdauernde Aufenthalt in den Wohn¬
räumen, besonders in den schlechten, wie z. B.
die der Heimarbeiter, Erschlaffung der Haut,
Körperschwäche, dabei stellen sich Appetitlosig¬
keit, Blutarmut, Ernährungsstörungen ein, die eine
Abnahme der natürlichen Widerstandsfähigkeit

gegen Erkrankungen verursachen. Alle künst¬
lichen Beleuchtungseinrichtungen, die durch Ver¬

brennungsprozesse Licht produzieren, erzeugen
zugleich viele Verbrennungsprodukte, zu denen
Kohlensäure, Wasserdampf, unverbrannte Dämpfe
und Gase der Leuchtstoffe, Schwefelsäure,
Salpetersäure usw. zählen. Alles dies ver¬

schlechtert die Wohnungluft Ebenso wirkt die
mangelhafte Lüftung der Wohnung.

Es ist mit Sicherheit festgestellt, daß die
überfüllten Wohnungen eine erhöhte Erkrankungs¬
und Sterblichkeitsziffer aufweisen. Denn es ist
klar: je mehr Menschen in einer Wohnung, in
einem Raum zusammengedrängt, desto größer
die Ansteckungsgefahr und die Ausbreitung der
Krankheiten.

In Berlin starben im Jahre 1885 in Wohnungen
von einem Zimmer durchschnittlich 163,5, in

Wohnungen von zwei Zimmern 22,5, von drei
Zimmern 7,5 und von vier und mehr Zimmern 5,4
pro 1000 Menschen.

In Charlottenburg starben im Jahre 1899
durchschnittlich 15,1 pro 1000; während aber die
Sterblichkeitsziffer in den reichen Bezirken
zwischen 6,05 und 8,05 schwankt, beträgt sie in
den eigentlichen Arbeitervierteln überall über
20, in einzelnen Gegenden sogar 26 pro 1000.

Die Säuglingssterblichkeit betrug für die

ganze Stadt im Durchschnitt 31,5 Proz., ver¬

ringerte sich in den reichen Bezirken bis auf
8,6 Proz., stieg dagegen in den Arbeitervierteln
bis auf 52,27 Proz.

Eine ganz besondere Aufmerksamkeit ver¬

dient die Frage des Einflusses ungesunder und
übervölkerter Wohnungen auf die Ausbreitung der
gefährlichsten Volkskrankheit, der Tuberkulose.
Die überfüllten Wohnungen sind wahre Brut¬
stätten der Tuberkulose, sie haben meist nur

Schlafräume, in denen zugleich gewohnt und mit¬
unter dauernd gearbeitet wird. Der kranke Mensch
bringt den Ansteckungsstoff an Tuberkulose in
die Wohnung hinein und überträgt ihn dort auf
seinen Wohnungs- und Hausgenossen, was in den
einzelnen Wohnungen durch das enge Zusammen¬
wohnen, durch die Unsauberkeit und durch den
Mangel an Sonnenlicht überaus begünstigt wird.

Die Sommersterblichkeit der Säuglinge ist
auch als Wohnungskrankheit zu betrachten. Es
ist bewiesen worden, daß die schlechte Ventilation
und die hierdurch bedingte mangelhafte Abkühlung
der Wohnungen die Ursache der starken Erhöhung
der Säuglingssterblichkeit in einzelnen Städten
während des Sommers 1866 war, und es steht
fest, daß die Krankheit fast nur in dicht bewohnten
und schlecht ventilierten Wohnungen vorkam.

Auch den Alkoholismus könnte man in ge¬
wissem Sinne als eine Folge der schlechten
Wohnungen bezeichnen, da das Wohnungselend
es ist, das die Menschen in der Regel in die
Kneipe treibt.

Mit vollem Recht weist der Verfasser zum

Schlüsse darauf hin, daß die Lösung des Wohnungs¬
problems die dringlichste soziale Forderung der
Gegenwart ist, daß es sich um die Gesundheit
der breiten Massen des Volkes handelt. Er sagt:
„Es ist nicht mehr erträglich, daß die Mieten für
schlechte Wohnungen nicht nur mit außerordent¬
lich hohen Preisen, sondern auch mit der Gesund¬
heit und dem Leben der Mieter bezahlt werden.4*

Dr. med. F. R.

DDD
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Die Familienhilfe.
Von W. Boll-Hamburg.

I.

Nach § 205 RVO. kann die Satzung zubilligen:
1. Krankenpflege an versicherungsfreie Fa¬

milienmitglieder der Versicherten,
2. Wochenhilfe an versicherungsfreie Ehe¬

frauen der Versicherten,
3. Sterbegeld beim Tode des Ehegatten oder

eines Kindes eines Versicherten. Es kann

für den Ehegatten bis auf zwei Drittel, für

ein Kind bis auf die Hälfte des Mitglieder¬
sterbegeldes bemessen werden und ist um

den Betrag des Sterbegeldes zu kürzen,
auf das der Verstorbene selbst gesetzlich
versichert war.

Die Familienhilfe ist eine Mehrleistung, die

ohne Zusatzbeiträge gewährt werden kann. Um

aber die Einführung der Familienhilfe zu er¬

leichtern, ist auch die allgemeine Festsetzung von

Zusatzbeiträgen für die Versicherten mit Fami¬

lienangehörigen durch die Satzung gestattet,
sofern das Oberversicherungsamt zustimmt (§ 384).
Die Zusatzbeiträge sind von den Versicherten

mit Familienangehörigen allein zu tragen — also

kommt ein Beitragsanteil der Arbeitgeber nicht

in Frage — und ruhen beim Bezüge von Wochen¬

oder Schwangerengeld.
Durch die allgemeine Erhebung von Zusatz¬

beiträgen ist die Versicherung der Familie auf

besonderen Antrag fortgefallen. In diesem Falle

besteht also für alle Versicherten mit Familien¬

angehörigen ein Anspruch auf die Familienhilfe

ohne Rücksicht darauf, ob sie es wünschten

oder nicht.

Nach dem alten Recht, § 21 Ziffer 5 KVG.,
war die Familienhilfe grundsätzlich ein Unter¬

stützungsanspruch des Kassenmitgliedes für seine

Angehörigen; es konnte daher z. B. die Ehefrau

des letzteren nicht ohne ausdrückliche Vollmacht

auf diese Unterstützung rechtswirksam verzichten.

Die ReichsVersicherungsordnung sagt aber, daß die

Krankenpflege zugebilligt werden kann „an*4 Fami¬

lienmitglieder und spricht an verschiedenen Stellen

von den nach § 205 berechtigten Familienmitgliedern. Jetzt

ist also das Familienmitglied sowohl der Kasse

gegenüber als auch vor den Behörden zur Geltend¬

machung des Anspruchs berechtigt. Ferner kann

ein Armenverband, der das Familienmitglied
unterstützt hat, dafür aus dessen Anspruch gegen
die Krankenkasse Ersatz nach §§ 1531 ff. bean¬

spruchen. Ich will hierbei jedoch darauf hinweisen,
daß einige Kommentatoren auch jetzt noch die

Familienhilfe als einen Anspruch des Kassen-

mitgliedes gelten lassen wollen.

Zur Krankenpflege, die gewährt werden kann,
gehören ärztliche Behandlung, Arznei, kleinere

Heilmittel, ebenso Krankenhauspflege, Haus¬

pflege, größere Heilmittel oder ein Zuschuß da¬

zu, Fürsorge für Genesende, Krankenkost, Hilfs¬

mittel gegen Verunstaltung und Verkrüppelung.
Die Satzung kann natürlich bestimmen, daß nur

ein Teil der unter die Krankenpflege fallenden

Leistungen, zum Beispiel nur Arznei oder nur

arztliche Behandlung, gewährt wird, oder nur

oder l/i der Kos:en für Heilmittel usw. er¬

stattet werden. Dagegen ist es unzulässig, die

Kamilienhilfe auf die Familienangehörigen inner¬

Laib des Kasscnbez.rks zu beschränken, da die

Beiträge für alle Kassenmitglieder gleich sind.

Im § 219 Abs. 2 RVO. ist ausdrücklich bestimmt,
'laß die berechtigten Familienmitglieder die ihnen

zustehenden Leistungen an dem Wohnort des
Versicherten auf Erfordern ihrer Kasse von der

allgemeinen Ortskrankenkasse resp. der beson¬
deren Ortskrankenkasse oder Landkrankenkasse
des Wohnorts ebenso erhalten, wie der Versicherte
selbst seine Leistungen erhalten würde. Ein

Anspruch auf Übertragung der Fürsorge an die
Kasse des Wohnorts besteht jedoch ebensowenig
wie bei dem Versicherten, die Kasse kann viel¬

mehr die Fürsorge selbst übernehmen. Hat eine
Krankenkasse in der Satzung die Bestimmung
aufgenommen, daß die Familienhilfe nur gewährt
wird, sofern und solange die Familienmitglieder
in der Wohnung und im Haushalt des Versicherten
aufhältlich sind und bleiben, und erkrankt ein

Familienmitglied, das sich für einige Zeit an

einem dritten Ort außerhalb des Kassenbezirks

besuchsweise aufhält, so ist die Familietihilfe

trotzdem zu gewähren, da die häusliche Gemein¬

schaft durch die vorübergehende besuchsweise

Abwesenheit des Familienmitgliedes nicht unter¬

brochen wird. Ferner ist die Familienhilfe bei
vorkommenden Erkrankungen der Angehörigen
zu gewähren, wenn die ganze Familie — z. B.

während der Ferien eines Versicherten — ihren
Aufenthalt an einen dritten Ort verlegt hat, da

der Haushalt nach dem dritten Ort verlegt ist

und dieser Ort für die Dauer des vorübergehenden
Aufenthalts den Wohnort des Versicherten

darstellt.

Abgesehen von den vorstehend angeführten
Fällen kann die ärztliche Hilfe auf die Kassen¬

ärzte beschränkt werden. Spezialärzte und Ope¬
rationen kann die Satzung ausschließen.

Krankengeld darf nicht gewährt werden, auch

nicht ein fester oder nach Lohnklassen abgestufter
Barbetrag statt der Krankenpflege.

Die Bestimmungen der §§ 216 und 217 be¬

treffend das Ruhen der Krankenhilfe gelten
entsprechend für die Krankenpflege an versiche¬

rungsfreie Familienmitglieder und für Wochenhilfe

an versicherungsfreie Ehefrauen der Versicherten

(§ 218). Es ruht also die Familienhilfe beispiels¬
weise, wenn die berechtigte Ehefrau in Haft

genommen wird, dagegen ist die Familienhilfe

zu gewähren, wenn die Leistungen an den Ver¬

sicherten selbst aus irgendeinem Grunde ruhen.

Die Familienhilfe darf nur den versicherungs¬
freien Familienangehörigen gewährt werden. Aus¬

genommen sind diejenigen, welche selbst dem

Versicherungszwange (§ 165) unterliegen. Man

hat die Leistung für solche Angehörige aus¬

schließen wollen, für die schon unmittelbar durch

das Gesetz unter Heranziehung der Arbeitgeber
zu Beiträgen vorgesorgt ist. Nicht von der Fa¬

milienhilfe ausgeschlossen sind dagegen diejenigen
Familienmitglieder, die ein freiwilliges Versiche¬

rungsverhältnis eingegangen sind. Demgemäß
kann also ein freiwillig versichertes Familien¬

mitglied nach seiner Wahl die Leistungen an

Krankenpflege aus der eigenen Krankenkasse

oder nach § 205 aus der Kasse des versicherten

Familienhauptes in Anspruch nehmen oder auch

die Leistungen der einen Kasse zur Ergänzung
der Leistungen der anderen Kasse heranziehen.

Die Satzung kann allerdings die freiwillig anderweit
versicherten Familienmitglieder von der Familien¬

hilfe ausschließen, also auch solche Angehörige,
die bei einer Krsatzkasse versichert sind. Enthält
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die Satzung keine Einschränkung, so muß die

Familienhilfe geleistet werden, wenn der Ehemann

Mitglied einer Ersatzkasse oder anderen Kranken¬

kasse ist, die Familienhilfe nicht gewährt, die

Ehefrau aber bei einer Kasse versichert ist, die

Familienhilfe leistet. Die Ehefrau hat alsdann

diese Hilfe für die Kinder bei ihrer Kasse zu

beanspruchen und kann nicht etwa mit der Be¬

gründung abgewiesen werden, daß der Ehemann

für die Familie zu sorgen habe.

Die Leistungsdauer kann auf weniger als

26 Wochen beschränkt werden. Erlaubt ist auch

die Beschränkung auf die Mitgliedszeit. Enthält

die Satzung diese Bestimmung nicht, so dauert

der einmal entstandene Anspruch auch über die

Kassenmitgliedschaft hinaus fort bis zum Ablauf

der durch die Satzung bestimmten Zeit, auch

wenn das frühere Mitglied inzwischen verstorben

sein würde, denn hier ist nicht der Tod des

Mitgliedes, sondern der Tod des Familienmitgliedes
entscheidend.

Zum Begriff „Familienmitglieder" ist zu bemerken:

Im Gegensatz zu den Bestimmungen über

Zahlung von Hausgeld an Angehörige eines

Kassenmitgliedes im Falle des § 186 (Kranken¬
hauspflege) kann die Satzung den Begriff Fa¬

milienmitglieder eng oder weit abgrenzen. Er¬

werbstätige Kinder können ausgeschaltet werden,

ebenso kann bestimmt werden, daß Familienmit¬

glieder, die bereits beim Eintritt des Versicherten

in die Kasse krank sind, keinen Anspruch auf

die Kassenleistungen haben. Bestimmte Gruppen
von Versicherten dürfen jedoch nicht schlechter

als andere gestellt werden.

Ais Wochenhilfe an versicherungsfreie Ehefrauen der

Mitglieder kommen in Betracht: Wochengeld,
Schwangerengeld, Hebammendienste, ärztliche Be¬

handlung bei Schwangerschaft und Wochenbett,
Aufnahme in einemWöchnerinnenheim undStillgeld.

Den nicht selbst versicherungspflichtigen Ehe¬

frauen der Kassenmitglieder konnte die Satzung
nach dem Krankenversicherungsgesetz in der

Fassung, die sie vor der Novelle von 1903 hatte,
im Falle der Entbindung die Wöchnerinnenunter¬

stützung gewähren. Die genannte Novelle ließ

für diese Personen die Gewährung von Schwanger¬
schaftsunterstützung zu. Der Wortlaut ihrer Vor¬

schrift ist indessen, wohl nicht der Absicht des

Gesetzgebers entsprechend, so gefaßt worden,
daß die Möglichkeit fortfiel, fernerhin daneben

auch die Wöchnerinnenunterstützung zu ge¬
währen. Die Reichsversicherungsordnung stellt

die Möglichkeit für eine Wochenhilfe wieder her,
wobei auch die zeitliche Ausdehnung gemäß § 195

Platz greift (Begr. z. Entwurf Seite 160).
Wie bei der Krankenpflege kann die Kasse

selbstredend auch hier auf einzelne der vorbe¬

zeichneten Leistungen sich beschränken.

Die Wochenhilre ist auch bei Frühgeburten,
nicht aber bei Fehlgeburten (Abortus) zu ge¬
währen. In Betracht kommen nur Ehefrauen,

dagegen nicht Verlöbnis, wilde Ehe und andere

Fälle des Zusammenlebens. Häusliche Gemein¬

schaft ist hier nicht die gesetzliche Voraussetzung.
Das Sterbegeld für Ehegatten und Kinder hat

in einem bestimmten Teilbetrage des Mitglieder¬
sterbegeldes zu bestehen, welches wiederum in

einem gleichen Vielfachen des für die betreffende

Mitgliederklasse, der das Mitglied angehört, maß¬

gebenden Grundlohns zu bemessen ist. Beträgt
z. B. der Grundlohn 5 Mk. und gewährt die Kasse

den Höchstbetrag an Sterbegeld, das ist das

Vierzigfache des Grundlohns, also 200 Mk., so

kann das Sterbegeld für den Ehegatten auf

höchtens 133V», für ein Kind auf höchstens 100 Mk.

festgesetzt werden (2 n resp. l/i des Mitglieder¬
sterbegeldes).

Zählt der Verstorbene selbst zu den Ver¬

sicherten, so hat er kraft eigenen Rechts Anspruch
auf Sterbegeld, welches unter Umständen geringer
sein kann als das Angehörigensterbegeld. Nach

dem geltenden Recht § 21 Nr. 5 KVG. —

konnte dieser Umstand dazu führen, daß die

Leistungen aus der Krankenversicherung dadurch

geringer wurden, daß der verstorbene Angehörige
selbst zu den Versicherten zählte. Durch die

jetzige Fassung ist diese Unbilligkeit beseitigt,
und die Kasse hat den Mehrbetrag des Angehörigen¬
sterbegeldes zu zahlen.

Neu ist ferner, daß die jetzige Fassung „beim
Tode des Ehegatten44 auch den Fall des Todes

des Ehemannes in sich schließt. Die Satzung
kann diese Leistung an allgemeine, alle Mitglieder
gleichmäßig treffende Beschränkungen knüpfen>
also z. B. das Sterbegeld beim Tode des Ehe¬

gatten ganz ausschließen; aber sie kann nicht

bestimmen, daß das Sterbegeld wie bisher nach

§ 21 Ziffer 7 KVO. nur beim Tode der Ehefrau zu

zahlen ist, weil dies eine Bevorzugung der männ¬

lichen Mitglieder vor den weiblichen bedeuten

würde. An andere Angehörige wie Ehegatten
und Kinder darf Sterbegeld nicht gewährt werden.

Häusliche Gemeinschaft ist auch hier nicht nötig,
doch ist der Begriff „Kinder44 hier strenger zu

fassen als bei der Krankenpflege, wo es sich um

Familienmitglieder schlechthin handelt und es der

Satzung anheimgegeben ist, den Kreis der Per¬

sonen näher zu bestimmen. Es werden daher

bei den Kindern nur die ehelichen Kinder gegen¬
über dem Vater berücksichtigt, gegenüber der

Mutter auch deren uneheliche Kinder. Enkel sind

den Kindern nicht gleichgestellt.
Das Sterbegeld ist auch bei Totgeburten zu

zahlen, da es eine Unterstützung zur Bestreitung
der Beerdigungskosten bezweckt. Auch kann

man bei totgeborenen Kindern sagen, ohne den

Worten einen Zwang anzutun, daß sie gelebt
haben und gestorben sind, da sie im Mutterleibe

gelebt haben und in demselben verstorben sind.

Es ist auch vom sozialpolitischen Standpunkt nicht

einzusehen, warum für ein Kind, das vielleicht

nur wenige Minuten gelebt hat, das Sterbegeld
gezahlt werden soll, für ein totgeborenes aber

nicht, obgleich die gesetzlich vorgeschriebene Be¬

erdigung dieselben Kosten verursacht.

Sind Vater und Mutter beide bei verschiedenen

Kassen versichert, so haben sie beide das Sterbe¬

geld für die Kinder zu beanspruchen. Das Gleiche

muß auch gelten, wenn beide Ehegatten derselben

Kasse angehören, da beide auch die eventuell

festgesetzten Zusatzbeiträge zahlen müssen, doch

liegen für den letzteren Fall auch schon gegen¬

teilige Entscheidungen vor.

Wegen der Doppelversicherung will ich noch

zusammenfassend bemerken: Sind beide Ehe¬

gatten gegen Krankheit versichert, so haben sie

beide für ihre Kinder Anspruch auf die Familien¬

hilfe; dabei ist es gleichgültig, ob die Ehegatten
Zwangs- oder freiwillige Mitglieder sind und ob

sie bei derselben Kasse oder bei verschiedenen

Kassen versichert sind. Die Familienhilfe für die

Kinder kann also nach Wahl von der Ehefrau oder

von dem Ehemann und auch nacheinander von

den betreffenden Kassen gefordert werden. Für

die Ehefrau ist bei Doppelversicherung die Familien¬

hilfe von der Kasse des Ehemannes welche

auch ihro eigene Kasse sein kann zu gewähren,
sofern die Ehefrau bei ihrer Kasse als freiwilliges
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Mitglied versichert ist, während bei etwaiger
Zwangsversicherung die Familienhilfe fortfallen

würde.
Die freiwillig versicherte Ehefrau könnte

z. B. vorausgesetzt, daß die Satzung die frei¬

willigen Mitglieder nicht von der Familienhilfe

ausgeschlossen hat — im Falle der Entbindung
außer ihrem Wochengeld das etwa als Familien¬

hilfe zu gewährende Wochengeld als Ergänzung
fordern.

Dieses wird allerdings nicht in der Absicht

des Gesetzgebers gelegen haben. Dabei will ich

jedoch darauf hinweisen, daß durch die Reichs¬

versicherungsordnung ein Zustand beseitigt wird,
der nach dem alten Recht wiederholt kraß in die

Erscheinung getreten ist und ebenfalls vom Ge¬

setzgeber nicht beabsichtigt gewesen sein kann.
Es ist nämlich heute noch in manchen Fällen der
Ehemann von seiner Ehefrau zur Krankenver¬

sicherung gemeldet, und es ist wiederholt vorge¬
kommen, daß ein Ehemann für seine Ehefrau,
die zugleich sein Arbeitgeber ist, die Familienhilfe

beansprucht und erhalten hat.

(Fortsetzung folgt.)

Ein Fonds für die Beschaffung ärztlicher Gutachten.
Von Arbeitersekretär L. Radioff-Zwickau.

Das A und 0 in der Unfall- und Invaliden¬

versicherung dreht sich eigentlich um das ärztliche

Gutachten. Was dieses zugunsten oder Ungunsten
des Verunglückten oder Invaliden besagt, ist fast

immer entscheidend für das Urteil des Oberver¬

sicherungsamts. Wohl soll letzteres auch das

eigene Urteil mitsprechen lassen, wohl ist es ver¬

pflichtet, alle Momente, die bei der Urteilsfindung
in Betracht zu ziehen sind, wie z. B. die körper¬
liche und geistige Beschaffenheit des Versicherten,
zu berücksichtigen, wohl hat das Reichversiche¬

rungsamt in wiederholten Malen die Vorinstanzen

darauf hingewiesen, daß sie sich nicht sklavisch an

die Gutachten der Ärzte binden lassen brauchen —

aber nichtsdestoweniger ist es bei dem Schema F

geblieben. Die beamteten Richter können sich

aus dem Banne der Urteile der Ärzte, die doch ihre

Klassengenossen sind, nicht freimachen. In der

Reichsversicherungsordnung ist zwar zum Aus¬

druck gebracht, daß die ärztlichen Gutachten der

Vertrauensärzte der Berufsgenossenschaften für

die richterliche Entscheidung ohne Einfluß sind,
daß vielmehr eigens von den Oberversicherungs¬
ämtern angestellten Ärzte zur Begutachtung heran¬

gezogen werden sollen, aber wird man ernstlich

leugnen wollen, daß von den Vertrauensärzten

derBerufsgenossenschaften ein vielfach suggestiver
Einfluß ausgeübt wird auf das Urteil des amtlich

zur Entscheidung aufgerufenen Arztes, zumal wenn

letzterem das schriftliche Urteil des Vertrauens¬

arztes vorliegt? Traditionelle und geistige Bande

knüpfen sich oft wie unsichtbare Fäden zwischen

beiden. Nicht die Überzeugung diktiert das Urteil,
das eigentlich zugunsten des Verunglückten oder

Invaliden ausfallen sollte, sondern das Vorurteil

gegen den Rentensüchtigen, der sich auf Kosten

anderer „bereichern44 will. Dem Verfasser dieser

Zeilen sind Fälle bekannt, wo der beamtete Arzt

es ohne Angabe von Gründen ablehnte, ein anderes

Urteil abzugeben als wie der Vertrauensarzt der

Berufsgenossenschaft, weil er sich kurzerhand

auf denselben Boden des Urteils stellte wie sein

Berufskollege. Aber die Gutachten sowohl der

Vertrauensärzte der Berufsgenossenschaften wie

der amtlich zu Rate gezogenen Ärzte entbehren

deshalb auch oft der Logik und der Gründlichkeit,
weil sie offensichtlich auf eine flüchtige Unter¬

suchung des Falles hinweisen. Man kann da in

der Praxis sehr häufig seine Erfahrungen machen,
wenn man die Klagen der Rentenbewerber in den

Sekretariaten anhören muß! Auch das ist erklär¬

lich, denn viele dieser Ärzte haben eine umfang¬
reiche Privatpraxis, dis bedeutend mehr einbringt. In

der kapitalistischen Gesellschaft ist aber leider!

auch der ärztliche Beruf zu einem Geschäft

geworden. Ich erinnere mich eines Falles, der in

Norddeutschland spielte, wo der Arzt, wenn er

nachts gerufen wurde, regelmäßig fragte: „Im
Vorderhause oder im Hinterhause?44 und dann
einfach nicht kam, wenn „Im Hinterhause!44 ge¬
antwortet wurde. Dieser Fall ist zweifellos

typisch für viele Ärzte.

Man kann ruhig sagen: Je besser die Ärzte
sich bei dieser Art von Sozialpolitik stehen, um

so schlimmer sind die armen Rentenbewerber

daran, die in zahlreichen Fällen selbst um die

paar Bettelpfennige gebracht werden, die zum

Leben zu wenig, zum Sterben zu viel sind. Ärzte
mit sozialem Verständnis sind recht dünn gesät
in Deutschland. Es ist das um so merkwürdiger,
als doch gerade die Ärzte aus ihrer reichen Er¬

fahrung die teilweise traurige Lage der Arbeiter¬

klasse, hervorgerufen durch eine sinnlose Pro¬

duktionsweise, durch Krisen, durch eine raub¬

gierige Zoll- und Steuerpolitik usw. usw., am

besten kennen müßten. Aber wir dürfen viel¬
leicht auf mildernde Umstände plädieren, weil
durch das Überangebot von Ärzten und den da¬

durch aufgedrängten wirtschaftlichen Kampf alle
Instinkte den Selbsterhaltungstrieb in die Er¬

scheinung treten lassen. Freilich müssen wir
dabei betonen, daß die Kämpfe der Ärzte durch
ihre wirtschaftliche Vertretung nicht immer loyal
geführt werden, wie neuerdings und in den

letzten Jahren ganz besonders die Kämpfe der
Ärzte mit den Ortskrankenkassen zur Genüge
gezeigt haben.

Wenn aber der Rentenbewerber wirklich
Glück hat und einen Arzt mit sozialem Verständ¬
nis auftreiben kann, ist er meist nicht in der

Lage, ein solches auf Sachverständnis und sozialem

Empfinden beruhendes Gutachten zu bezahlen.
Es kostet in der Regel 10 Mk. und mehr. Man

wird es dem Arzt nicht verargen können, wenn

er für eine Leistung entsprechend entschädigt
wird. In den Arbeitersekretariaten hört man

aber immer und immer wieder, daß kein nennens¬

werter Verdienst aufzuweisen ist, daß sie arm

wie Hiob sind und auch nicht wissen, woher sie

das Geld nehmen sollen, um einen sozial denken¬

den Arzt zu konsultieren und das Gutachten zu

bezahlen. Der Sekretär kann es natürlich nicht

aus eigenen Mitteln bezahlen und ein Fonds für

diese Zwecke steht nicht zur Verfügung. Bei

diversen Vertretungen vordem Oberversicherungs¬
amt habe ich nun die Beobachtung gemacht, daß

letzteres fast immer geneigt ist, ein Ober¬

gutachten heranzuholen, wenn sich zwei Gutachten

widersprechen und der Rentenbewerber eine Bescheinigung
seines Arbeitgebers herbeischafft, aus der zu entnehmen

ist daß er durch den Unfall oder durch die Invalidität

tatsächlich weniger verdient als vor diesem oder vor jener,
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die allerdings -a Erwerbsunfähigkeit bedingt. In

der Knappschaftsversicherung — so mangelhaft
sie auch zweifellos ist findet sich in den

Satzungen der Kasse ein Passus, wonach die

Kosten des Obergutachtens auf alle Fälle von

der Kasse getragen werden. In der übrigen
Arbeiterversicherung sollte es zum zwingenden
Recht erhoben werden, daß die von dem Renten¬

bewerber herangezogenen Gutachten unter allen

Umständen von den Trägern der Unfallversiche¬

rung bezw. Invalidenversicherung bezahlt werden

müssen. Es würde ein Verdienst unserer Ab¬

geordneten im Reichstage sein, wenn sie bei den

zu erwartenden Novellen mit selbständigen An¬

trägen in dieser Richtung aufmarschierten. Bundes¬

rat und bürgerliche Abgeordnete müssen gedrängt
werden, die Bahnen in der Sozialpolitik zu be¬

schreiten, die wir für die einzig richtigen halten

und die imstande sind, den Gesundungsprozeß
in unserem Volke zu beschleunigen.

Die überall neu ins Leben getretenen Bezirks¬
arbeitersekretariate umfassen — wie auch schon
der Name sagt größere Bezirke. Die Gewerk¬
schaftskartelle sind deren Träger. Nicht wenige
Bezirkssekretariate haben in ihrem Arbeitsbereich
50 100000 gewerkschaftlich organisierte Arbeiter
und Arbeiterinnen. Die Hauptaufgaben der
Bezirkssekretariate bestehen darin, die Ver¬
sicherten vor dem Oberversicherungsamt zu ver¬

treten. Die Zahl der Vertretungen wird ver¬

schieden sein. Nehmen wir aber einmal an, ein
Bezirkssekretariat hätte im Jahre 1000 Ver¬

tretungen, dann wären wenn für alle diese
Gutachten im Werte von 10 Mk. pro Stück not¬

wendig wären, 10000 Mk. erforderlich, die von

den Bezirksgewerkschaftskartellen getragen wer¬

den müßten. Man mißverstehe mich nicht, es

handelt sich hier um eine willkürliche Schätzung
und um die Erörterung eines Projekts, das in
diesem Umfange natürlich nicht verwirklicht
werden kann. Bei aller Opferwilligkeit, die die
freien Gewerkschaften schon gezeigt haben und
zweifellos noch zeigen werden, wird man natür¬
lich solch enorme Zumutungen an die Gewerk¬
schaften nicht stellen können.

Es ist zunächst zu beachten, daß ein gewisser
Prozentsatz vielleicht 25—50 Proz. der

Unterstützung durch die Gewerkschaften entraten

kann, daß er aus eigenen Mitteln dieses erforder¬
lich werdende Gutachten bestreiten kann - wenn

es den Rentenbewerbern auch schwer fallen

mag ,
also von vornherein ausscheidet. Es

blieben dann noch zwei Möglichkeiten zu er¬

wägen: erstens, die Aufsichtskomrnissionen ent¬
scheiden von Fall zu Fall, ob dem armen, darum
nachsuchenden armen Teufel auf Kosten der
Gewerkschaften ein Gutachten verschafft werden
soll, oder es wird und das erscheint noch

zweckmäßiger, weil der Sekretär den Sachverhalt
am besten kennt letzterem eine gewisse

Summe jährlich zur Verfügung gestellt, die ledig¬
lich zur Beschaffung ärztlicher Gutachten dient.
Am besten wird es sogar sein, wenn der Sekretär
mit einem tüchtigen Arzt ein entsprechendes Ab¬
kommen treffen kann gegen Gewährung eines
Fixums. Könnte das in den Städten — wo sich
doch die Bezirkssekretariate befinden — durch¬

geführt werden, so wäre sowohl dem Renten¬
bewerber wie dem Sekretär und nicht zuletzt
dem sozialen Gedanken ein schätzenswerter Dienst

geleistet.
Aber noch ein anderer Gedanke sei hier

öffentlich diskutiert: ich meine nämlich einen
Fonds für die Beschaffung ärztlicher Gutachten.
Wenn man etwa 500 der zu beschaffenden ärzt¬
lichen Gutachten zugrunde legt und vielleicht
von diesen 300 aus der sagen wir — Fonds¬
kasse bestreiten würde, so käme dabei eine
Summe von 300 X 10 Mk. = 3000 Mk. heraus. Die

Deckung dieser Summe müßten die ange¬
schlossenen Bezirkskartelle übernehmen. Wenn
von 30000 Mitgliedern jedes 10 Pf. pro Jahr
zahlen würde, so wären die 3000 Mk. gedeckt.
Ein Überblick über die Mitgliederzahlen und die
Zahl der Kartelle, die zu den jeweiligen Ober¬

versicherungsämtern gehören, lehrt uns, daß die
ersteren bei weitem größer sind als 30000.
Zu dem Bezirksarbeitersekretariat Zwickau ge¬
hören zum Beispiel 50000 gewerkschaftlich organi¬
sierte Arbeiter usw., die beisteuern, und im
übrigen Sachsen liegen die Dinge — mit Aus¬
nahme von Bautzen — nicht anders. In Hamburg,
Berlin, Breslau, München, Rheinland-Westfalen
usw. verhält sich die Sache ähnlich.

Ich bin nun nicht der Meinung, daß durch
die Heranziehung der Gutachten auf Kosten des
Bezirkssekretariats bezw. der Kartelle die Recht¬
sprechung der Oberversicherungsämter in neue

Bahnen gelenkt werden kann. Aber abgesehen
von dem agitatorischen Moment, das für unsere

Sache dabei herausspringt, können wir doch für
den Rentenbewerber zweifellos mehr Vorteile
gewinnen. Das ganze von den Bezirkssekretariaten
gesammelte Material wäre aber nicht nur eine
Fundgrube für den Sozialpolitiker, sondern könnte
besonders dazu dienen, die Gesetzgebung, Bundes¬
rat und bürgerliche Parteien zu veranlassen, die

Verschlechterungen aus der RVO. auszumerzen

und Verbesserungen einzuführen. (Siehe auch oben.)
Bekanntlich führen viele Wege nach Rom.

Ob der eine oder andere der von mir vor¬

geschlagenen Wege der ersprießlichere ist, wage
ich nicht zu entscheiden. Meine Absicht sollte
nur sein, eine Erörterung in Fluß zu bringen
und die dabei interessierten Körperschaften — da
ja über den Wert der von uns ärztlich herbei¬
geschafften Gutachten kein Zweifel obwalten
kann — zur Mitwirkung aufzurufen und auf diese
Weise zum Ausbau der sozialen Gesetzgebung
und ihrer Rechtsprechung beizutragen.

Bekanntmachung.
Auf Antrag der beteiligten Kassenvorstände

und Kassenangestellten sind vom Tarifausschuß
folgende StädteklassenVersetzungen beschlossen
worden:

Wilhelmshagen und Rüstringen sind aus Städte¬
klasse II nach Städteklasse I und Radeberg in Sachsen
aus Städteklasse IV nach Städteklasse III versetzt
worden.

Berlin, den 23. Dezember 1913.

Der Tarifausschuß.
Julius Fräßdorf, Carl Giebel, Vorsitzende.

»

Verwaltung.
Die Beilegung des Ärztestreiks.
Am 23. Dezember vorigen Jahres hat im

Reichsamt des Innern eine Verhandlung zwischen
den Organisationen der Ärzte und der Kassen
stattgefunden, die zu einer Einigung geführt hat.

Das Abkommen hat folgenden Wortlaut:
Im Reichsamt des Innern haben heute unter

dem Vorsitz des Staatssekretärs des Innern Herrn
Staatsminister Dr. Delbrück Verhandlungen mit
Vertretern der Organisationen der Ärzte und der



r. 2 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherimg. 19

Krankenkassen stattgefunden. Es ist eine Ver-

Btamligung auf folgender Grundlage erzielt

Hrorden:
Zwischen dem Deutschen Ärztevereinsbund

B] v. Berlin) und dem Verbände der Ärzte

|> utschlands zur Wahrung ihrer wirtschaftlichen

nteressen in Leipzig und dem Verband zur

Nahrung der Interessen der Deutschen Betriebs¬

rankenkassen in Essen, dem Gesamtverband

outscher Krankenkassen (E. V.), Sitz Essen (Ruhr),
em Hauptverband Deutscher Ortskrankenkassen

K V.) in Dresden wird, unbeschadet der nach

[aßgabe abweichender landesrechtlicher Vor-

< dritten getroffenen oder zu treffenden Regelung
ls Grundlage für weitere Verhandlungen folgendes
ereinbart:

1. Bei dem Versicherungsamt oder bei einer

nderen Behörde wird ein Ärzteregister einge¬
richtet, in das sich jeder Arzt, der Kassenpraxis
jetreiben will, einerlei, ob er einer Organisation
angehört oder nicht, einzutragen hat. Nähere Be¬

stimmungen über die Eintragung bleiben örtlicher

Vereinbarung vorbehalten.

Nur die im Register eingetragenen Ärzte

dürfen zur Kassenpraxis zugelassen werden. Die

Auswahl der Zuzulassenden erfolgt von Fall zu Fall

durch Verständigung der Vertreter der Kassen

und der Vertreter der im Ärzteregister einge¬
tragenen Ärzte nach Maßgabe vorher vereinbarter,
im Einvernehmen mit dem Oberversicherungsamt
festzustellender Regeln. Dabei gelten diejenigen
Ärzte, welche bisher Kassenpraxis ausgeübt haben,
als im Ärzteregister eingetragene Ärzte und sind

in demselben von Amts wegen zu führen. Bei

Streit über die Zulassung entscheidet unter Vor¬

sitz eines Beamten (z.B. des Vorsitzenden des

Versicherungsamts) ein paritätisch besetzter Aus¬

schuß, dessen Mitglieder aus dem Ärztestande in

ihrer Mehrheit zur Kassenpraxis zugelassene Ärzte
sein müssen.

Ein eingetragener Arzt, der dreimal ohne

wichtigen Grund eine ihm angebotene Arztstelle
bei einer Kasse ablehnt, kann im Arztregister
gestrichen werden.

2. Soweit nicht bei einer Kasse oder einem
Kassenverband (§§ 406 bis 413 RVO.) grundsätz¬
lich alle im Ärzteregister eingetragenen Ärzte
zur Kassenpraxis zugelassen sind, sind soviel
Ärzte anzustellen, daß mindestens auf je 1300 Ver¬

sicherte, bei Familienbehandlung auf je 1000 Ver¬

sicherte, ein Arzt entfällt.
Unter den bei einer Kasse oder einem

Kassenverbande zugelassenen Ärzten soll, wenn

nichts anderes bestimmt ist, den Versicherten die
Auswahl freistehen.

3. Die Art der Vergütung der ärztlichen

Leistungen einschließlich der Fuhrkosten wird der

Regelung durch die Einzelverträge überlassen.
Bei der Festsetzung der Vergüti ngen ist daran
fest *uhalten, daß dieselben unter Berücksichtigung
der ortlichen Verhältnisse sowohl der Leistungs¬
fähigkeit der Kassen als auch den Ansprüchen
der Ärzte auf eine nach Form und Höhe ange¬
messene Entschädigung Rechnung tragen müssen.

4. Die Kassen innerhalb des Bezirks eines
Vorsicherungsamts und die innerhalb dieses Be-
irks zur Kassenpraxis zugelassenen Ärzte bilden

eine Vereinigung zur Wahl eines Vertrags-
>< husses, demnurzur Kassenpraxis zugelassene

Arzte angehören dürfen, und dem die Vorbereitung
der Arztverträge obliegt.

IHe Verträge selbst werden zwischen der
•>se (oder dem Kassenverband) und dem ein¬

zelnen Arzt geschlossen. Die Gültigkeit eines
solchen Vertrages darf nicht von der Genehmigung
einer anderen Organisation als der in Abs. 1 er¬

wähnten abhängig gemacht werden.

5. Soweit über den Abschluß neuer Verträge
keine Einigung erzielt wird, unterwerfen sich die
Ärzte und Kassen dem Spruche eines paritätisch
besetzten Schiedsamts mit beamtetem Vorsitzenden

darüber, welche Bedingungen als angemessen dem

Vertrage zugrunde zu legen sind.

Hinsichtlich des Arztsystems bewendet es

unbeschadet der Bestimmung unter Nr. 7 bei dem

jeweils bestehenden Zustand. Eine Änderung des

Arztsystems soll eintreten, wenn beide Teile, die

Kasse und die bei der Kasse zugelassenen Ärzte,
darüber einig sind oder, wenn bei mangelnder
Einigung beider Teile ein wichtiger Grund vor¬

liegt. Beim Widerspruche der bisher bei einer
Kasse zugelassenen Ärzte gegen eine von der
Kasse erstrebte Änderung des Arztsystems kann
die mangelnde Zustimmung der Ärzte durch einen

Mehrheitsbeschluß der dem Vertragsausschusse
(Nr. 4 Abs. 1) angehörigen Ärzte ergänzt werden.

Bei Streit darüber, ob ein wichtiger Grund vor¬

liegt, entscheidet das Schiedsamt (Abs. 1). Die

Entscheidung des Schiedsamts bindet beide Teile.

6. Bei Streit aus abgeschlossenen Verträgen
entscheidet ein paritätisch zusammengesetztes
Schiedsgericht endgültig und für beide Teile

bindend; für vermögensrechtliche Ansprüche kann
der Rechtsweg vorbehalten werden.

7. Bestehende Verträge zwischen Kassen und

Ärzten bleiben, soweit nicht die Bestimmungen
in Nr. 11 Platz greifen, unberührt. Die Be¬

stimmungen dieses Abkommens sind in den Fällen
nicht anzuwenden, in denen vor dem 24. Dezember
1913 zwischen Ärzten und Krankenkassen eine

Vereinbarung, vorbehaltlich der Genehmigung
der Zentrale des Leipziger Verbandes, zustande

gekommen ist.

8. Auf die Regelung der Beziehungen zwischen
Ärzten und den Betriebskrankenkassen der Eisen¬

bahnverwaltung und auf die Regelung der Be¬

ziehungen zwischen Ärzten und den knappschaft¬
lichen Krankenkassen finden die Bestimmungen
dieses Abkommens keine Anwendung.

9. Es bleibt vorbehalten, bei der Ausführung
dieses Abkommens im Einvernehmen mit den

Beteiligten zu prüfen, inwieweit die Verhältnisse
der Landkrankenkassen und der an ihre Stelle
tretenden Ortskrankenkassen noch besondere Be¬

stimmungen erforderlich machen.

10. Die vertragschließenden Teile verpflichten
sich, die Stellungnahme ihrer Organisationen zu

diesem Abkommen bis zum 29. Dezember 1913

vormittags dem Reichsamt des Innern anzuzeigen.
Ist beiderseits Zustimmung erfolgt, dann wird die
ärztliche Vertragszentrale (Leipziger Verband),

a) den Abschluß von Verträgen dort, wo Ärzte
und Kassen über die Vertragsbedingungen einig
sind, sofort zulassen,

b) bei neu errichteten Kassen eine vorläufige
Ordnung der ärztlichen Versorgung fördern,

c) darauf hinwirken, daß dort, wo bei schon

bestehenden Kassen eine Einigung zwischen
Ärzten und Kassen noch nicht erzielt ist, die Ver¬

tragsverhandlungen gefördert werden und bis zu

deren Abschluß die alten Verträge weiter gelten.
11. Beide Vertragsteile werden bemüht sein

a) auf die alsbaldige Entbindung derjenigen
Ärzte von der kassenärztlichen Tätigkeit am Orte

Bedacht zu nehmen, welche die Kassen während
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der jetzigen Vertragsstreitigkeiten von auswärts

zugezogen haben, und mit denen sie rechtsgültige

Verträge geschlossen haben,

b) für die anderweite Unterbringung dieser

Ärzte zu sorgen,

c) auf eine möglichst baldige Lösung der Ver¬

träge hinzuwirken,

d) die dabei notwendig werdenden Abfindungen

zu vereinbaren.

Diese Verhandlungen sollen von beiden Ver¬

tragsteilen gemeinschaftlich geführt werden, wo¬

bei vorausgesetzt wird, daß die Regierungen
deren Bemühungen unterstützen werden.

Die entstehenden Kosten übernimmt der

Leipziger Verband unter der Voraussetzung, daß

die Verbände der Kassen ihren Einfluß dahin

geltend machen, daß allenthalben die Kassen zu

dem Arzthonorar für diesen Zweck einen Zuschlag

von jährlich 5 Pf. auf den Kopf der Versicherten

bewilligen. Durch diesen Zuschlag soll die Hälfte

der Kosten gedeckt werden.

12. Zur Durchführung dieses Abkommens und

zur Entscheidung von Streitigkeiten, die daraus

entstehen, wird ein paritätisch besetzter Zentral*

ausschuß in Berlin eingesetzt, dessen Vorsitzenden

der Staatssekretär des Innern ernennt. Bei der

Besetzung des Ausschusses wird auf entsprechende

Mitwirkung des beteiligten Bundesstaats Bedacht

genommen werden.

13. Dieses Abkommen gilt vom 1. Januar 1914

bis zum 31. Dezember 1923 und von da an auf

unbestimmte Zeit weiter unter dem Vorbehalt

einjähriger Kündigung, die nur auf den 1. Januar

zulässig ist. Im Falle einer Kündigung soll der

Zentralausschuß alsbald Verhandlungen einleiten,

um ein neues Abkommen vorzubereiten.

gez. H. Dippe, Hartmann, Mugdan, D. Munter,

Wandel, Heinemann, Meyer, Becker.

Wie zu erwarten, haben sich durch diese Fest-

legungen die vorhandenen Schwierigkeiten nicht

völlig beseitigen lassen, die bezüglich der Ab¬

wickelung des Streites zwischen den Kassen und

den Ärzten in einzelnen Städten sich ergeben
hatten. Vor allem stößt die Regelung der Be¬

stimmung, die von der Entfernung und Abfindung
der von auswärts herangezogenen Ärzte handelt,

auf Hindernisse. Es haben deshalb noch nach¬

träglich erneut Konferenzen zur Beilegung dieser

Schwierigkeiten im Reichsamt des Innern unter

Vorsitz des Ministerialdirektor Caspar stattge¬
funden. Teilweise haben diese Verhandlungen
bereits zu einem Ausgleich geführt. Es ist zu

hoffen, daß auch in den noch ausstehenden Städten

eine zufriedenstellende Lösung herbeigeführt wird.

Zur Preußischen Musterdienstordnung. Wir

brachten in der vorigen Nummer den Erlaß des

preußischen Ministers für Handel und Gewerbe

betreffend die Musterdienstordnung. Wir bemerken

im Anschluß daran, daß diese Dienstordnung
natürlich nur als Muster aufzufassen ist und

rechtsverbindliche Kraft in dem Sinne, daß sich

die Krankenkassenverwaltungen unter allen Um¬

ständen den Wortlaut dieser Dienstordnung für

ihre Angestellten zu eigen machen müssen, nicht

besitzt. Die Krankenkassen haben vielmehr das

Recht und auf Grund des zwischen dem Haupt¬
verband deutscher Ortskrankenkassen und dem

Verbände der Bureauangesteilten Deutschlands

geschlossenen Abkommens die Pflicht, die vom

Tarifausschuß herausgegebene Musterdienstord¬

nung zur Grundlage der von den einzelnen

Kassen zu beschließenden Dienstordnung zu

nehmen. Eine eingehende Würdigung der preußi¬
schen Musterdienstordnung behalten wir uns im

übrigen noch vor.

Bekanntmachung des Reichskanzlers, betr.

Übergangsbestimmungen für die hausgewerb¬
liche Krankenversicherung nach der Reichsver¬

sicherungsordnung. Vom 20. Dezember 1913.

(RGBl. S. 789.) Auf Grund des § 492 RVO. und

des Artikel 100 des Einführungsgesetzes zur Reichs- ^

Versicherungsordnung hat der Bundesrat folgen¬
des bestimmt:

I.

1. Wollen ein Hausgewerbtreibender und

seine versicherungspflichtigen hausgewerblich Be¬

schäftigten oder einzelne von ihnen nach Artikel 29

des Einführungsgesetzes zur Reichsversicherungs¬
ordnung Mitglieder einer anderen als der gesetz¬
lich zuständigen Kasse (gewählten Kasse) bleiben

oder werden, so haben sie es dem Vorstand der

anderen Kasse anzuzeigen. Die Mitgliedschaft
bei der gewählten Kasse beginnt mit dem Eingang
der Anzeige bei dieser Kasse.

Als gesetzlich zuständige Kasse im Sinne des

Abs. 1 gilt die Landkrankenkasse der Betriebstätte

des Hausgewerbtreibenden. An ihre Stelle tritt

die allgemeine Ortskrankenkasse, wenn für die

Betriebstätte des Hausgewerbtreibenden keine

Landkrankenkasse besteht, oder wrenn die haus¬

gewerblichen Versicherungspflichtigen der allge¬
meinen Ortskrankenkasse nach § 236 Abs. 2 RVO.

zugewiesen sind.

2. Die gewählte Kasse hat den Beitritt dem

Vorstand der gesetzlich zuständigen Kasse unver¬

züglich mitzuteilen.

3. Die gewählte Kasse hat über die nach

Artikel 29 des Einführungsgesetzes zur Reichs¬

versicherungsordnung bei ihr versicherten haus¬

gewerblichen Versicherungspflichtigen ein be¬

sonderes Verzeichnis nach § 4 der Bekanntmachung
über Art und Form der Rechnungsführung der

Orts-, Land-, Betriebs- und Innungskrankenkassen
vom 9. Oktober 1913 (Zentralblatt für das Deutsche

Reich 1913 S. 1009) zu führen.

4. Der Hausgewerbtreibende hat für seine

eigene Person die Beiträge allein zu tragen; im

übrigen sind für die Versicherung dieser Mit¬

glieder dieselben Bestimmungen anzuwenden wie

für die übrigen Mitglieder der gewählten Kasse.

Die §§ 466 bis 493 RVO. gelten für diese Mit¬

glieder nicht; die Pflichten der Auftraggeber
bleiben bestehen.

5. Die Kasse, an die der Auftraggeber die

Zuschüsse zu zahlen hat (§§ 473, 477 RVO.), hat

die bei ihr von dem Auftraggeber eingezahlten
Zuschüsse an die für die Versicherung der Haus-

ewerbtreibenden gesetzlich zuständige Kasse

Nr. 1 Abs. 2) abzuführen. Diese hat die Zuschüsse

unverzüglich dem Hausgewerbtreibenden auf

dessen Kosten auszuzahlen, sofern ihr weder

dieser noch einer seiner hausgewerblich Be¬

schäftigten angehört. Andernfalls behält sie die

Zuschüsse, soweit diese nicht am Schlüsse des

Kalendervierteljahrs die Höhe der Beiträge über¬

steigen, die der Hausgewerbtreibende an sie in

dem verflossenen Kalendervierteljahr zu zahlen

hatte; einen Überschuß hat sie dem Hausgewerb¬
treibenden auf dessen Kosten auszuzahlen oder

auf rückständige Beiträge zu verrechnen.

6. Ist der Hausgewerbtreibende gegenüber
der von ihm oder einem seiner hausgewerblich

8
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Beschäftigten gewählten Kasse (Nr. 1 Abs. 1) mit

Beiträgen im Rückstand, so kann diese insoweit

von der gesetzlich zuständigen Kasse (Nr. 1 Abs. 2)
Befriedigung aus den Zuschüssen verlangen, die

dem Hausgewerbtreibenden selbst zustehen.

7. Der Austritt aus der gewählten Kasse ist,
vorbehaltlich der Vorschrift des Artikel 29 Abs. 2

des Einführungsgesetzes zur Reichsversicherungs¬
ordnung, jederzeit zulässig. Die Kasse hat den

Austritt dem Vorstand der gesetzlich zuständigen
Kasse (Nr. 1 Abs. 2) unverzüglich mitzuteilen.

II.

Solange und soweit eine für die Versicherung
der hausgewerblichen Versicherungspflichtigen
gesetzlich zuständige Kasse in ihrer Satzung noch

keine Bestimmungen über die hausgewerbliche
Krankenversicherung getroffen hat, erhebt sie für

die hausgewerblichen Versicherungspflichtigen an

Beiträgen zwei vom Hundert des Ortslohns; sie

gewährt dann die Regelleistungen, wobei als

Grundlohn der Ortslohn dient. Dies gilt nicht

für die Fälle des § 488 RVO. und des Artikel 29

des Einführungsgesetzes zur Reichsversicherungs¬
ordnung.

Erlaß des preußischen Ministers fOr Handel

und Gewerbe betr. Hilfskassen. Vom 6. De¬

zember 1913. (HMB1. S. 639.)

Nach Art. 25 des Einführungsgesetzes zur RVO.

in Verbindung mit Art. 7 der Verordnung vom

5, Juli 1912 (RGBl. S. 439) werden die den ein¬

geschriebenen Hilfskassen nach § 75a KVG. aus¬

gestellten Bescheinigungen erst mit dem Ablaufe

des 30. Juni 1914 ungültig, soweit die Kasse nicht

schon vorher die Zulassung als Ersatzkasse er¬

langt hat (§ 514 RVO.). Danach bleiben die ver¬

sicherungspflichtigen Mitglieder dieser Kassen

noch bis zu jenem Zeitpunkte von der Verpflichtung
befreit, einer nach Maßgabe des Krankenversiche¬

rungsgesetzes errichteten Krankenkasse anzu¬

gehören (§ 75 KVG.). Die Befreiung erstreckt

sich, wie sich nach der Absicht des Gesetzes

von selbst ergibt, auch auf die auf Grund der

RVO. errichteten Krankenkassen. Die Mitglieder
solcher Hilfskassen sind daher im Gegensatze zu

den Mitgliedern der Ersatzkassen, für welche

§ 517 RVO. gilt — überhaupt nicht Mitglieder
einer Krankenkasse im Sinne des § 225 RVO.;
für sie besteht weder eine Meldepflicht, noch

eine Pflicht zur Beitragsleistung des Arbeitgebers.
Für die Leistungen der Hilfskasse bleiben die

Bestimmungen des Krankenversicherungsgesetzes
maßgebend.

Bei dieser Sachlage ist bei jeder Änderung
*ler Satzung einer bisherigen eingeschriebenen
Hilfskasse von neuem zu prüfen, ob die Kasse

noch den Anforderungen des § 75 KVG. genügt.
Genügt sie den Anforderungen nicht mehr, so

inuß die früher erteilte Bescheinigung widerrufen

werden. Die Erteilung einer erneuten Be¬

scheinigung ist nur noch bis zum 31. Dezember

1913 zulässig.
Anlangend die auf Grund landesrechtlicher

Vorschriften errichteten Hilfskassen (§ 75 Abs. 4

KVG.), so ist für sie eine ähnliche Ausnahme,
wie bei den früheren eingeschriebenen Hilfskassen,
vreder in der RVO. noch in dem Einführungs-
üesetze dazu vorgesehen. Eine Ausdehnung der

Wirksamkeit der erteilten Bescheinigungen über

*len 31. Dezember 1913 hinaus findet nicht statt.

Diese Bescheinigungen treten deshalb zugleich
mit dem Krankenversicherungsgesetze mit dem

Vblaufe des 31. Dezember 1913 außer Kraft.

Ausführungsanweisungen des preußischen
Ministers des Innern fOr den § 123 RVO. Vom

2. Dezember 1913. Im Einvernehmen mit den

Herren Ministern für Handel und Gewerbe, für

Landwirtschaft, Domänen und Forsten und der

öffentlichen Arbeiten erlasse ich zu § 123 RVO.

die folgenden Ausführungsbestimmungen:
1. Als Zahntechniker im Sinne der Reichs-

Versicherungsordnung ist anzusehen, wer

a) das 25. Lebensjahr vollendet hat und unbe¬

scholten ist,
b) eine dreijährige Lehrzeit bei einem Zahnarzt

oder einem zuverlässigen Zahntechniker durch¬

gemacht hat,
c) nach der Lehrzeit 4 Jahre als behandelnder

Zahntechniker im Hauptberuf tätig gewesen ist,
d) das Gewerbe des Zahntechnikers im Haupt¬

beruf ausübt, sofern nicht Tatsachen vor¬

liegen, die seine Unzuverlässigkeit in bezug
auf das Zahntechnikergewerbe dartun.

In dem Zeitraum von 5 Jahren nach Inkraft¬

treten der Reichsversicherungsordnung bedarf es

des Nachweises der ordnungsmäßigen Lehrzeit

(zu b) nicht für Zahntechniker, die dieses Gewerbe

mindestens während der letzten 5 Jahre selbständig
im Hauptberuf ausgeübt haben.

Der Versicherungsträger hat die Namen der¬

jenigen Zahntechniker, die zur Behandlung der

Versicherten zugelassen werden sollen, dem für

den Wohnort des Zahntechnikers zustehenden

Versicherungsamte anzuzeigen und hierbei dar¬

zulegen, daß die obigen Voraussetzungen erfüllt

sind; auf Erfordern des Versicherungsamtes sind

ihm die betreffenden Nachweise, Urkunden usw.

vorzulegen. Das Versicherungsamt prüft die An¬

gaben des Versicherungsträgers unter Anhörung
des Kreisarztes. Erachtet es die Voraussetzungen
nicht für vorliegend, so ist die Entscheidung des

Vorsitzenden des Oberversicherungsamtes einzu¬

holen.

Gegen dessen Entscheidung steht dem Ver¬

sicherungsträger die Beschwerde an die Minister

des Innern und für Handel und Gewerbe zu.

Ist eine Landkrankenkasse oder eine land¬

wirtschaftliche Betriebskrankenkasse Versiche¬

rungsträger, so ist die Beschwerde auch an den

Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten

zu richten.

2. Ohne Zustimmung des Versicherten können

Zahntechniker für Rechnung einer Krankenkasse

selbständige Hilfe leisten, wenn nach der Ent¬

scheidung des Oberversicherungsamtes die Vor¬

aussetzungen des § 370 RVO. bezüglich der

Zahnärzte vorliegen, oder wenn die zahnärztliche

Versorgung der Kassenmitglieder durch den

Mangel an Zahnärzten so erschwert ist, daß die

Beschränkung auf die Zahnärzte den berechtigten
Anforderungen der Erkrankten nach der Ent¬

scheidung des Versicherungsamtes nicht ent¬

sprechen würde. Das Versicherungsamt hat vor

seiner Entscheidung den Kreisarzt zu hören.

3. Vorstehende Bestimmungen gelten für

Knappschaftsvereine und besondereKrankenkassen

(§ 5 des Knappschaftsgesetzes vom 17. Juni 1912)
mit der Maßgabe, daß, insoweit Knappschafts-
Oberversieherungsämter bestehen, deren Vor¬

sitzende für die Entscheidung nach Nr. 1 Abs. 3

Satz 3 zuständig sind, und daß für die Entschei¬

dung nach Nr. 2 darüber, ob die zahnärztliche

Versorgung erschwert ist, an Stelle des Versiche¬

rungsamtes das Oberversicherungsamt (Knapp-
schafts-Oberversicherungsamt) tritt, welches von

einer Anhörung des Kreisarztes absehen kann.



22
Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. Nr. 2

Für den Bereich der Betriebskrankenkassen

der Staatseisenbahnverwaltung stehen dieselben

Entscheidungsbefugnisse den für die Königlichen
Eisenbahndirektionen errichteten besonderen Ober¬

versicherungsämtern zu.

Erlaß des preußischen Handelsministers,

betreffend Widerruf von Bescheinigungen ge¬

mäß | 75 a des KrankenVersicherungsgesetzes.

(HMB1. S. 640.)

Die auf Grund des § 75a KVG. den nach¬

stehend aufgeführten Krankenkassen erteilten

Bescheinigungen sind vom preußischen Handels¬

minister widerrufen worden:

1. Freie Kranken- und Begräbniskasse der

Schuhmacher und Berufsgenossen Berlins (E. H.)

mit der Wirkung vom 1. Januar 1913 ab,

2. Kranken- und Sterbekasse der Bureau¬

beamten der Rechtsanwälte, Notare und Gerichts¬

vollzieher in Berlin (E. H.) mit der Wirkung vom

1. August 1913 ab,
3. Kranken- und Sterbekasse der Berliner

Engros-Schlächtergesellen und Berufsgenossen

(E. H.) mit der Wirkung vom 1. Juni 1913 ab,

4. Kranken- und Sterbekasse der Berliner

Hausdiener (E. H.) mit der Wirkung vom

l. Januar 1914 ab,
5. Krankenkasse der Hutmachergesellen zu

Berlin (E. H.) mit der Wirkung vom 1. Januar

1913 ab,
6. Kranken- und Begräbniskasse des Vereins

von Kaufleuten aus der Berliner Lampenbranche
und den damit verwandten Geschäftszweigen
(E. H.) mit der Wirkung vom 1. Januar 1914 ab,

7. Krankenkasse des selbständigen Orts¬

vereins der Maler, Stukkateure und Bildhauer

zu Charlottenburg (E. H.) mit der Wirkung vom

1. April 1913 ab,
8. Vereinigte Maurergesellen-Kranken- und

Sterbekasse (E. H.) in Charlottenburg mit der

Wirkung vom 1. Mai 1913 ab,

9. Kranken- und Sterbekasse der Fuhrherren,

Kutscher und verwandten Berufsgenossen „Ein¬
tracht" zu Berlin (E. H.» mit der Wirkung vom

1. August 1913 ab.

Kl. Ist ein Kassenvorstandsmitglied ver¬

pflichtetdasAmtdes Vorsitzenden anzunehmen ?

Bei der Vorstandswahl der Allgemeinen Orts¬

krankenkasse zu H. in Anhalt entfielen fünf Arbeit¬

nehmer auf die Liste des Gewerkschaftskartells

und ein Arbeitnehmer und die drei Arbeitgeber
auf die bürgerlichen Vorschlagslisten. Bei der

Wahl des Kassenvorsitzenden wären die Arbeiter

bereit gewesen, für einen Unternehmer zu stimmen.

Diese erklärten aber einstimmig, den Vorsitzenden

nicht zu stellen. Sie verfolgen damit den aus¬

gesprochenen Zweck, den Vorsitzenden vom

Versicherungsamt ernennen zu lassen. Damit

bekommen die Unternehmer zunächst eine Ver¬

stärkung, so daß sich dann zusammen mit dem

bürgerlichen Arbeitervertreter fünf bürgerliche
Stimmen den fünf freigewerkschaftlichen Stimmen

gegenüberstehen. Da der Vorsitzende aber auch

bei Stimmengleichheit den Ausschlag, d. h. die

entscheidende Stimme abzugeben hat, hoffen die

Unternehmer sogar, mit diesem Trick in die

Mehrheit zu kommen.

Es entsteht die Frage, ob gegen dieses Ver¬

halten der Unternehmer irgendein Rechtsbehelf

gegeben ist. Das dürfte leider zu verneinen sein.

Wenn der eine freigewerkschaftliche Unternehmer¬
vertreter sich selbst wählen oder einem anderen

Unternehmervertreter seine Stimme geben würde,

so wäre trotzdem eine den Anforderungen des

§ 328 RVO. entsprechende gültige Wahl noch

nicht zustande gekommen. Nach Abs. 2 des § 328

ist gewählt, wer die Mehrheit der Stimmen jeder
einzelnen Gruppe erhält. Wie aus der Begründung
zum Gesetz (Seite 202) hervorgeht, ist damit die

Mehrheit der an der jeweiligen Sitzung teilnehmenden

Vertreter gemeint. Es würde demnach der eine

Unternehmervertreter sich nur selbst mit Erfolg
und rechtsgültig wählen können, wenn die anderen

drei Vertreter in einer formgerecht einberufenen

Sitzung nicht anwesend wären. Dieser Fall wird

aber nicht eintreten.

Die Vorstandsmitglieder sind aber auch nicht

verpflichtet, unter allen Umständen ihre Stimme

abzugeben. Niemand kann sie zur Stimmabgabe
zwingen. Überhaupt kann kein Vorstandsmitglied
zur Annahme des Amtes eines Vorsitzenden ge¬

zwungen werden. Die §§ 12 ff. beziehen sich nur

auf die Wahlen zu den Organen der Versicherungs¬
träger, also nicht auf die Wahlen innerhalb der

Organe, sie finden hier keine Anwendung. Ob

einige der anwendbaren Bestimmungen, wie etwa

§ 16 oder § 17, wirklich angewendet werden sollen,
müßte im Statut bestimmt werden. Mangels
solcher Bestimmungen ist es angängig, daß die

Unternehmer die Einsetzung eines behördlichen

Vorsitzenden provozieren.

Resultate der Ausschußwahlen zu den Orts¬

krankenkassen. In Mannheim wurden in den Aus¬

schuß 52 Vertreter der freien Gewerkschaften

und 8 Vertreter des Ausschusses für soziale An¬

gelegenheiten gewählt. In Helmstedt entfielen auf

die Liste des Gewerkschaftskarteiis 712 Stimmen,
auf die Liste des nationalen Ausschusses 342

Stimmen. In Fürth hatte die bürgerlishe Liste 12,
die gewerkschaftliche 28 Vertreter erhalten. In

Mindelheim erhielt die christliche Liste 17 Vertreter

und die gewerkschaftliche Liste 3 Vertreter. In

Greiz wurden 15 nationale und 25 gewerkschaft¬
liche Arbeitnehmer in den Ausschuß gewählt. In

Königsberg i. Pr. erhielt die Liste der freien Gewerk¬

schaften 41 Vertreter, die Liste der kaufmännischen

weiblichen Angestellten 9, die Liste des sozialen

Ausschusses christlich-nationaler Arbeitnehmer

lOVertreter. In tlberfeld erhielten die freien Gewerk¬

schaften 42, die Christlichen 18Vertreter. In Dresden

entfielen auf die Liste des Gewerkschaftskartells

55 Sitze und auf die Liste der Gegner 5 Sitze.

In Stralsund erhielt die Liste der freien Gewerk¬

schaften 1850 Stimmen, während auf die nationale

Liste 311 Stimmen entfielen. Die Gewerkschaften

erhalten 34 Vertreter, die Gegner 6. In Nordenham

(Amtsbezirk Butjadingen) entfielen auf die

Liste des Gewerkschaftskartells 658 Stimmen,
auf die Liste der Gegner 128 Stimmen. Das Ge¬

werkschaftskartell erhält 20 Vertreter und die

gegnerische Liste 4 Vertreter. Die Wahlen der

Arbeitgeber wurden durch den Handelsveröin,

Bürgerverein und Arbeitgeberverband protegiert,
welchen eine Liste der Kleingewerbetreibenden
gegenüberstand. Der Erfolg der vereinigten
Vereine ist, obwohl sie 11 Vertreter mit 118 Stimmen

erhielten, ziemlich niedrig einzuschätzen. Die

Kleingewerbetreibenden erhielten 17 Stimmen und

1 Vertreter.

Die Deutsche Arzneitaxe 1914 ist am 31. De¬

zember 1913 im Verlage der Weidmannschen

Buchhandlung in Berlin SW 68, Zimmerstr. 94,
erschienen und zum Ladenpreise von 1,25 Mk. für

ein gebundenes Exemplar zu beziehen.

DDG



Nr. 2 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. 23

Rechtsprechung.
'

p. Keine Ersatzpflicht des Arbeitgebers

nach f *• KVG- wenn er von unzuständiger
Stelle falsch informiert wurde und dadurch die

Anmeldung einer Arbeiterin zur Krankenkasse

unterlassen hat. (Entsch. des Königl. Land¬

gerichts III Berlin vom 3. April 1913.)
Beim Kläger, der Zwischenmeister bei der

Firma P. in Berlin ist, war seit dem Juli des

Jahres 1907 die Näherin C. als Heimarbeiterin

beschäftigt. Diese wohnte damals in Berlin und

war ordnungsmäßig zur dortigen Ortskrankenkasse

angemeldet. Am 1. Oktober 1907 verzog sie nach

RM die Beiträge für ihre Krankenversicherung
wurden jedoch auch weiterhin an die Berliner

Kasse gezahlt. Als im April 1908 ein Unter¬

stützungsfall eintrat, weigerte sich die Berliner

Kasse zu zahlen, weil die C. nicht in Berlin

wohnte, und erstattete die zu Unrecht seit

Oktober 1907 gezahlten Beiträge zurück. Kläger
erkundigte sich jetzt bei der Berliner Ortskranken¬

kasse, ob er die C. in R. zu versichern habe, und

erhielt die damals — vor dem 12. Oktober 1908 —

zutreffende Antwort, daß in R. eine Versicherungs¬
pflicht nicht bestehe. Tatsächlich ist diese Ver¬

sicherungspflicht erst am 12. Oktober 1908 durch

Veröffentlichung des vierten Nachtrages zum revi¬

dierten Statut der Ortskrankenkasse R. in Kraft

getreten. Anfang Juni 1910 erfuhr der Kläger,
daß die C. jetzt versicherungspflichtig war, und

meldete sie am 15. Juni 1910 an. Am 10. Juni 1910

hatte diese sich aber schon in ärztliche Behand¬

lung begeben und wurde am 22. Juni 1910 bett¬

lägerig. t)ie Beklagte behauptet, durch deren

Krankheit 367,16 Mk. aufgewendet zu haben, die

sie auf Grund des § 50 KVG. vom Kläger erstattet

verlangt. Der Gemeindevorstand von R. hat, dem

Antrage der Beklagten entsprechend, die in der

Oteilsformel genannte Entscheidung getroffen,
die vom Kläger mit gegenwärtiger Klage fristge¬
recht angefochten ist. Der Vorderrichter hat

jedoch unter Aufhebung des gegen die Beklagte
erlassenen Versäumnisurteils vom 21. Mai 1912

die Klage abgewiesen. Gegen die Entscheidung,
auf deren vorgetragenen Tatbestand nebst den

Entscheidungsgründen Bezug genommen wird,
hat der Kläger in rechter Frist und Form Be¬

rufung eingelegt, indem er den Antrag gestellt
hat, unter Aufhebung des Urteils vom 1. Oktober

1912 das Versäumnisurteil vom 21. Mai 1912 auf¬

recht zu erhalten.

Die Beklagte hat gebeten, die Berufung auf

Kosten des Klägers zurückzuweisen.

In der Berufungsinstanz haben die Parteien

ihr erstinstanzliches Vorbringen wiederholt. Kläger
hat zur Rechtfertigung der Berufung seinen

Schriftsatz vom 8. Februar 1913 (BL 81 ff.) vorge¬

tragen. Beklagte hat mit den An- und Aus¬

führungen in ihrem Schriftsatz vom 1. April 1913

(BL 94ff.) erwidert. Auf den Inhalt dieser Schrift¬

satze wird Bezug genommen.
Nach § 50 KVG. hat der Arbeitgeber, welcher

<ler ihm nach § 49 a. a. O. obliegenden Anmelde¬

pflicht vorsätzlich oder fahrlässigerweise nicht

genügt, alle Aufwendungen zu erstatten, die eine

<>emeindekrankenversicherung oder eine Orts¬

rankenkasse auf Grund gesetzlicher oder statuta¬

rischer Vorschrift in einem vor der Anmeldung
<iurch die nicht gemeldete Person veranlaßten

u rstützungsfalle gemacht hat. Es mag der

klagten zugegeben werden, daß alle übrigen

Voraussetzungen für ihren Erstattungsanspruch
gegeben sind. Ein fahrlässiges Unterlassen der

Anmeldung seitens des Klägers liegt jedoch nicht

vor. Der Anspruch aus § 50 trägt pönalen Cha¬

rakter (Motive 1892 S. 67 in Anm. ld zu § 58,
S. 299, 300). Daraus folgt, daß die den Ersatz¬

anspruch begründende Fahrlässigkeit eine schuld¬

hafte, d. h. bei pflichtmäßiger Aufmerksamkeit

vermeidbare Verletzung der Anmeldepflicht sein

muß (Hahn, Anm. 1 b zu § 50). Eine pflichtmäßige
Aufmerksamkeit hat der Kläger aber nach Ansicht

des Gerichts dadurch entfaltet, daß er sich bei

der Kasse in Berlin, bei der die C. bisher ange¬
meldet war, erkundigt hat, ob die C. in R. ver¬

sicherungspflichtig sei. Daß er sich nicht an die

zuständige Kasse gewandt hat, ist im vorliegen¬
den Falle unerheblich, weil die erhaltene Auskunft

objektiv richtig war. Hat der Kläger aber einmal

festgestellt, daß die C. nicht versicherungspflichtig
war, so konnte er damit rechnen, daß dieser Zu¬

stand auch fortdauern würde, und hat er damit

völlig genügende Aufmerksamkeit angewendet.
Zu einer fortgesetzten Kontrolle der Ortsstatute

in R. lag für ihn keine Veranlassung vor, zumal

er nicht in R. wohnte. Seinem Klagebegehren
war hiernach stattzugeben.

B. Kein neuer UnterstQtzungsfall; Fortdauer

des seit 2 7* Jahren bestehenden Krankheits¬

zustandes. Der Kläger, welcher der Beklagten
seit längerer Zeit als freiwilliges Mitglied ange¬

hörte, beansprucht von ihr die Gewährung von

Unterstützung. Er hat am 14. Februar 1911 einen

Schlaganfall erlitten und bezog 52 Wochen hin¬

durch die satzungsmäßige Unterstützung. Im

August 1913 nahm er wegen angeblicher Ver¬

schlimmerung seines Zustandes die Hilfe des

Kassenarztes Dr. A. in Anspruch. Dieser erklärte

ihn am 22. August wegen Schlaganfalls und Folgen
für erwerbsunfähig, doch entzog die Kasse ihm

am folgenden Tage den Krankenschein und lehnte

weitere Unterstützung ab. Der Kläger hält die

Weigerung <Jer Beklagten, ihn weiter zu unter¬

stützen, nicht für gerechtfertigt, da am 22. August
1913 ein neuer Unterstützungsfall eingetreten sei.

Er habe in der Zwischenzeit weder ärztlicher

Behandlung noch Arznei bedurft, und daher stehe

ihm vom 22. August 1913 ab wieder ein Anspruch
auf die Kassenleistungen, und zwar nach § 16

der Kassensatzung bis zur Dauer von 13 Wochen

zu; er hat daher beantragt, die Beklagte zur

Ausstellung eines Krankenscheines und zur Ge¬

währung der satzungsmäßigen Leistungen bis zur

Dauer von 13 Wochen zu verurteilen.

Die Beklagte hat beantragt, den Kläger mit

der Klage abzuweisen.

Sie lehnt die Gewährung weiterer Unter¬

stützung mit der Begründung ab, daß der Kläger
in der Zeit vom 14. Februar 1911 bis zum 13. Fe¬

bruar 1912 wegen der Folgen des Schlaganfalles
die vollen Unterstützungen erhalten habe, und

daß am 22. August 1913, als Kläger sich aufs n» ue

wegen der Folgen des Schlaganfalles krank ge¬

meldet habe und für erwerbsunfähig erklärt

worden sei, ein neuer Unterstützungsfall nicht

vorgelegen habe. Die beantragte Unterstützung
auf Grund des § 16 der Kassensatzung komme

überhaupt nicht in Frage, weil ein Anspruch auf

sie nur bestehe, wenn der neue Unterstützungs¬
fall innerhalb der nächsten 12 Monate eintrete.
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Im vorliegenden Falle sei allenfalls wieder die

volle satzungsgemäße Leistung zu gewähren.
Nach dem Zeugnis des Kassenarztes Dr. A.

vom 23. August 1913 habe der Zustand des

Klägers aber auch nach dem 13. Februar 1912

fortlaufend ärztlicher Behandlung und Über¬

wachung bedurft. Somit liege ein neuer Unter¬

stützungsfall überhaupt nicht vor; es handelt sich

lediglich um dieselbe nicht gehobene Krankheit,

wegen welcher Kläger die vollen Unterstützungen
bereits erhalten habe.

Da das von der Beklagten beigebrachte
kassenärztliche Zeugnis nicht schlüssig erschien,
wurde der Physikus Dr. M. um Abgabe eines Gut¬

achtens ersucht; er hat es am 8. Oktober 1913

erstattet; die 15 Mk. betragenden Kosten sind

ihm vergütet worden. Nach diesem Gutachten

leidet Kläger zurzeit außer an den Folgen des

Schlaganfalles an chronischem Bronchialkatarrh.

Diese neuere Erkrankung steht mit der ersten

nicht in ursächlichem Zusammenhange. Kläger
hat nach seiner ersten Entlassung aus der ärzt¬

lichen Behandlung dauernd häuslicher Pflege be¬

durft, bis durch Hinzutritt der neuen Krankheit

wiederum ärztliche Hilfe erforderlich geworden
ist. Wegen der Folgen des Schlaganfalles ist er

aber, wie der Gutachter mündlich erklärt hat,
seit dem Schlaganfall, also seit dem 14. Februar

1911, ununterbrochen erwerbsunfähig gewesen.

Die Beklagte hat nach Kenntnisnahme des

Gutachtens erklärt, daß sie auf ihrem Standpunkt
verharre; sie hat ein weiteres Gutachten des

Kassenarztes Dr. A. beigebracht, welches im

wesentlichen den physikatsgutachtlichen Aus¬

führungen beitritt. Die Klage ist nicht begründet.
Die Unterstützungsverpflichtung der Beklagten

wäre nur dann gegeben, wenn die Erkrankung
des Klägers am 22. August 1913 einen neuen

Unterstützungsfall darstellte, d. h. wenn der

Kläger in der Zeit vom 15. Februar 1912 bis zum

22. August 1913 seine Erwerbsfähigkeit wieder¬

erlangt hätte.

Nach den übereinstimmenden Gutachten des

Kassenarztes Dr. A. und des Physikus Dr. M. ist

das aber nicht der Fall. Ob der Kläger wegen
der Folgen des Schlaganfalles stets ärztlicher

Behandlung oder Arznei bedurft hat, kann dahin¬

gestellt bleiben; jedenfalls ist er infolge des

Schlaganfalles immer erwerbsunfähig gewesen;
mithin hat der Krankheitszustand ununterbrochen

bis zum 22. August 1913 fortbestanden. Ein neuer

Unterstützungsfall ist an diesem Tage daher nicht

eingetreten, und ebensowenig später, denn die

Fortdauer eines Krankheitszustandes wird durch

das Hinzutreten einer neuen selbständigen Krank¬

heit nicht aus der Welt geschafft. Für den dem¬

nach seit 1911 ununterbrochen bestehenden Unter¬

stützungsfall hat die Beklagte aber nur insgesamt
52 Wochen Unterstützung zu gewähren, und da

sie das getan hat, war der Kläger, wie geschehen,
mit seinen Ansprüchen auf erneute Gewährung
von Unterstützung unter Belastung mit den

Kosten des Verfahrens abzuweisen. (Entsch. des

Vers.-Amts Hamburg vom 22. November 1913.)

Soziale Chronik.

Die erste Ffiraorgestelle für Syphiliskranke
in Deutschland ist am 1. Januar 1914 in Hamburg
auf Veranlassung der Landesversicherung der
Hansestädte im Einvernehmen mit zahlreichen

Krankenkassen eröffnet worden. Alle der Kranken-

und Invalidenversicherung unterliegenden Per¬

sonen können sich bei dieser Fürsorgestelle
kostenlos ärztlich untersuchen und beraten lassen.

Eine Behandlung findet allerdings nicht statt,
doch wird allen Kranken eine Anweisung für ihr

Verhalten mitgegeben, um sie und die Mitwelt

vor schweren Schäden zu bewahren.

Beantwortung von Anfragen.
(Für briefliche Auskünfte sind stets 25 Pf. für

entstehende Auslagen einzusenden.)

1. Nach R.

Anfrage: 1. Müssen die erkrankten Mit¬

glieder von den alten, eingehenden Kassen unter¬

stützt werden?

2. Welches Krankengeld ist für dieselben zu

zahlen, wenn sie von der neuen Kasse unter¬

stützt werden müssen, das Krankengeld nach der

neuen oder alten Satzung?
Antwort: 1. Die Mitglieder der mit dem

31. Dezember 1913 eingehenden Krankenkassen

werden vom 1. Januar 1914 ab Mitglieder der

allgemeinen Ortskrankenkasse. Von dieser sind

die laufenden Unterstützungsfälle zu übernehmen.

2. Nach Art. 30 EG. ist die Krankengeld¬
unterstützung in Höhe der Unterstützungsbeträge
der eingehenden Krankenkasse weiterzugewähren,
sofern diese Sätze höher sind als die Kranken¬

geldbeträge der allgemeinen Ortskrankenkasse.

2. Nach Sa

Anfrage: 1. Sind Schulkinder, wenn sie zu

Botengängen oder sonstigen Dienstleistungen
verwendet werden (d. h. gegen Entschädigung),
nach der RVO. krankenversicherungspflichtig?

2. Sind Dienstboten von Arbeitgebern, welche

ihre sonstigen Arbeiter bei der besonderen Orts¬

krankenkasse versichert haben, bei dieser oder

müssen sie bei der allgem. OKK. (eine Land¬

krankenkasse ist nicht errichtet) angemeldet
werden? Mit Kontorreinigen usw. werden diese

Dienstboten nicht beschäftigt, sondern nur in der

Häuslichkeit des betreffenden Arbeitgebers.
Antwort: 1. Die KrankenVersicherungspflicht

ist nicht abhängig von einer Altersgrenze. Danach

sind auch Schulkinder, die von Dritten beschäftigt
werden, krankenversicherungspflichtig, wenn sonst

die übrigen Voraussetzungen der Versicherungs¬
pflicht (Entgelt) gegeben sind.

2. Dienstboten, die nicht im Betrieb oder

Erwerbsgeschäft des Dienstberechtigten beschäf¬

tigt werden, gehören zu den landkassenpflichtigen
Personen und sind in allen Fällen bei der Land¬

krankenkasse und, sofern diese nicht errichtet

ist, bei der allgem. OKK. zu versichern. *

3. Zu § 573 RVO. Nach M.

Antwort: Nach § 573 Abs. II RVO. gilt für

die Kürzung des Unfallkrankengeldes § 189 RVO.

entsprechend. Wenn also in Ihrem Statut die

Kürzung der Leistungen der Ersatzkassen aus¬

geschlossen ist* so muß das auch für Unfall¬

verletzte gelten. Die Erhöhung des Kranken¬

geldes nach § 573 ist also lediglich unter Zu¬

grundelegung des statutenmäßigen Krankengeldes
zu berechnen, das heißt es ist auf */» des durch¬

schnittlichen Tagelohns zu erhöhen.

Verantwortlich «tr Redaktion: H. Za.dd*oh. Berlin. VerU*: C. Giebel, Berlin. Druck: A. 8chlicke & Cie., Berlin N24.
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Bei der Allgemeinen Ortakrankeakasae

Wlttgensdarf, Bezirk Chemnitz, ca. 2400 Mitglieder,
ist am 1. April IM die Stelle des

Kassen- and Rechnunjsfllirßrs
neu zu besetzen. Die Anstellung erfolgt naoh der Dienst¬

ordnung, die demnächst im Krankenkassenverband des

Bezirks der Königl. Amtshauptmannschaft Chemnitz zur

Geltung kommt Bewerber, welche nachweislich befähigt
sind, die Geschäfte der Kranken- und Invaliden¬

versicherung selbständig zu leiten, wollen ihre

Gesuche bis 31. Januar 1914 bei dem Unterzeichneten

einreichen. Theodor Stelzmann, Vorsitzender.

Tuchtiger Kassenbeamtar

militärfrei, der schon mehrere Jahre in Krankenkassen

tätig gewesen ist, möglichst sofort gesucht. Bewerbungen
mit Lebenslauf, Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen

bis spätestens 6. Februar 1914 erbeten an die

Allgemeine Ortskrankenkasse Sebnitz (Sa.)
Ewald Schmelzer, Vorsitzender.
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Apotheker A. Kofika, SSSiSSl^SSSSK
der Krankenkassen Berlins u. der Vororte. Rezept-Revisor für die Landes¬

versicherungsanstalt Berlin und zahlreiche Ort*-, Betriebs-und Innungs¬
krankenkassen Berlins und im Reiche.

Adresse:

1 Oktober bis 15. Mai Berlin-Wilmersdorf, Kaiserallee Aöa

15. Mai bis 30. September Kiefersfelden (Bafem).

Rasleren ohne Messer!
durch Raslerpulver Wormln Ist die neueste Errungenschaft Der

stärkste Bart wird mit Leichtigkeit entfernt EinfachsteAnwendung.
Greift die Haut nicht an. Ein Versuch führt zu dauerndem Gebrauch.

Gegen Nachnahme oder Voreinsendung des Betrages zu beziehen

durch Ernst Krflhn, Chariottenburg2, Guerickestr. 30 n. 1 Beutel

zu 100 g 60 Pfg., Porto 20 Pfg. Bei 6 Beuteln und mehr Porto frei.



Teilzahlung
Uhren und Goldwaren,

Photo-Apparate, Feld-

I» A 4»

ahnateller
Friedrich Deutsch

N 58, Stargarder Straße 1, I

Künstliche Zähne

:: Plomben etc. Si
Mitgliedern gewähre !••/• Rabatt

Möbelumtausch
6tot neue für gebrauchte.

HBael-, Spiegel- und

reisten*«ren - Lager.
Bai Banahlang gewahre 6 Pros. Rabatt.

S. Seifert, Tischlermeister

Barth! SO.. Köpenicker Strafe 22.

Fritz Rhu Sohn
Zahnkünstler

¦frangelttraBe 86 *•

Telephon: Amt Moritzplatz 10308.

BftnAAS Bandag., künstl. Glieder

DleJIgtl, Berlin, Badstraße 57.

Ssassear and Heilgehilfe

Rar! Llndemann u. Frau
¦sskfllls, Minchener Str.1

Bcke Berliner StraS*. P*

Für sämtliche Krankenkassen.

Bienenhonig
Garantiert
10 Pfd. h

franko

Thüringisches Hoalfrctiandhans

PhotographlschesAtelierA.W.Kraafz
Berlin N, GerichtStraße 46, Im Garten pari (Ecke der Müllerstraße)

Spezialität: Kiaderaaftiahaien. — VergToflenmgen naca Jeder

Photographie. — Aufnahmen von Portrita bis aar LebenagröSe.

Aafnabmea auch bei trüber Witterung.

Solide rrelae! Don verehrt. Mitgliedern 1S> Rabatt!

Nur seinem hervorragend feinen Geschmack verdankt der

Kapitän-Kautabak
den guten Ruf. den er unstreitig besitzt. Machen Sie einen

Versuch mit dem echten Kapitän-Kautabak und Sie werden

von seiner Güte überzeugt sein; überall so habenI

Verkaufsstellen, wo such die kl. Kautabakdosen gratis

verabfolgt werden, weist gern nach

C R5eker9 Berlin, Grüner Weg 119 (Königst 8861).

„Spreenixe" inD.: H.Bogcnhonl
SO, Förster Strafte 5-6

Kernsprecher: Amt Moritaplata 1216. - —

Wische jeder Art a Sauerstoff-Bleiche o Billige Preise

Dca verehrte« Mitgliedern gewähre hei Betragen von 2S Mark aa *> Rabatt.

DaiuPfw-flscherel

Möbeltransport, Speditians- u. Lagerhaas
Otto Kraatz, Lichtenberg, Molleitdurfstr. 103

i . Telephon: Amt Lichtenberg 781 . ¦. ..

¦

- -¦ p"

empfiehlt den verehrten Mitgliedern Umzüge in Berlin

s und nach Außerhalb zu kulanten Bedingungen :n:

rrwaaate Bealemuaar. o S°/t

Bruch=Pollmann 7
empfleblt fein fager in

Brudjbanoagen, feibbinben, 6««

rabcl}altern,Sprif?cn,Suspcnforicn
fotrit famtL flrttttrt zur Kranhmpfltge.

es Cig«n« (Perkftatt. o

Berlin l?.54r Cothringerftr.cO
Rllc Brud)bJnoer mit «laflifcrjcn Platten,

angeaetiai unö ro«idi am Körper.

Gegr.
1879.

C. Braekow, Optiker, Batila

N.. Friedrkhstr. 130, a. d. Kartstrafie.

>W., Lindenau. 70, Nahe Jerusalem. Kirch«.

W., Martia-Lather-Straie 3.

Koetenloae AugenUntersuchung.
Uaferant almtl. Krankanaaeaan.

in besterVerarbeitung unterVerwen¬

dung feinster Materialien und ange¬

messener Preisberechnung liefert die

G. m. b. H.

Dortmund

Sprlialfabrik für kraukpnkasMuetariratoDges

Langjährige Lieferantin großer Kassen!

"°] Feinste leferenzen.

Verla*: C. Olebat Bartia CS, Kaiaer-Wtlhelm-StraSa 90. - Verantwortlich rar des Anaaurtatail: Rroat Saahe, BarUa.

Draeh wn Alexander Sehllehe ti Cte.. Barlta F U.

C+8C


